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Vorlage Nr. 487/10 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
Der Haupt- und Finanzausschuss legt für die Aufstellung der Ergebnis- und In-
vestitionsplanung 2011 – 2014 folgendes fest: 
 

1. Für die Realsteuern gelten ab 2011 folgende neue Hebesätze: 
Grundsteuer A = 210 v.H. 
Grundsteuer B = 420 v.H. 
Gewerbesteuer = 430 v.H. 
Die Verwaltung wird beauftragt, für die Ratssitzung am 14.12.2010 eine 
Hebesatzsatzung mit den neuen Hebesätzen vorzubereiten. 
 

2. Die Positionen des Ergebnisplanes des Bereichs 9 – Zentrale Finanzleistun-
gen werden entsprechend der beigefügten Anlage 1 zur Kenntnis genom-
men. 
 

3. Die Gesamtpersonalaufwendungen werden für 2011 auf 26,541 Mio. € 
festgesetzt. 
 

4. Im Ergebnisplan werden die Budgets der Fach- und Sonderbereiche ent-
sprechend der in der Anlage 1 dargestellten Budgetübersicht als Obergren-
ze für die Budgetplanung festgelegt (vorbehaltlich der Änderungen durch 
Vermögenszu- und –abgänge bei bilanziellen Abschreibungen und Erträgen 
aus der Auflösung von Sonderposten). 
 

5. Der Investitionsplan ist so auszugestalten, dass es in den Jahren 2011 – 
2014 zu keiner Netto-Neuverschuldung für Investitionen kommt. In die-
sem Rahmen sind die Maßnahmen und Projekte insbesondere unter den 
Zielsetzungen des Integrierten Entwicklungs- und Handlungskonzeptes 
(EHK) zu planen. 

 
 
 
Begründung: 
 
Die Eckdaten zur Haushalts- und Finanzplanung 2011 – 2014 wurden unter fol-
genden Zielsetzungen entwickelt: 
 

1. Reduzierung des strukturellen Defizits 
2. Verhinderung eines Haushaltssicherungskonzeptes 
3. langfristig: Abbau der Verschuldung – kurzfristig: keine Netto-

Neuverschuldung 
4. Budgetausweitungen im Ergebnisplan nur bei unabweisbarem Bedarf 

 
Auf dieser Basis wurden auch die Budgetgespräche mit den Fachbereichen ge-
führt. Die Ergebnisse sind in den anliegenden und mit den Fachbereichen abge-
stimmten Einzelübersichten festgehalten. 
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I. Ergebnisplan 
 
1. Zuerst wurden die Erträge und Aufwendungen des Teilergebnisplanes 9 – 

Zentrale Finanzleistungen unter Berücksichtigung der augenblicklichen 
Erkenntnisse überarbeitet. Die Ergebnisse sind in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellt und werden im Anschluss daran erläutert. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€
Teil-Ergebnisplan 
Bereich 9 - Zentrale Finanzleistungen

Ertrags- und Aufwandsarten
1 Steuern und ähnliche Abgaben 63.210 57.655 63.036 65.964 69.001 71.629

Grundsteuer A 137 137 150 150 150 150
Grundsteuer B 9.927 10.319 11.024 11.244 11.469 11.698
Gewerbesteuer 27.163 22.951 28.447 29.983 31.632 32.992
Gemeindeanteil a.d. Einkommensteuer 20.816 18.536 17.849 18.865 19.939 20.856
Gemeindeanteil a.d. Umsatzsteuer 2.454 2.587 2.629 2.699 2.753 2.823
Vergnügungssteuer 320 430 450 450 450 450
Hundesteuer 265 258 273 273 273 273
Kompensationszahlung (Familienleistungsausgleich) 2.128 2.437 2.214 2.300 2.335 2.387

2  + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 27.420 27.957 31.514 27.446 28.168 29.571
Schlüsselzuweisung 27.420 27.957 31.514 27.446 28.168 29.571
Abrechnung Solidarbeitrag 0 0 0 0 0 0

7  + Sonstige ordentliche Erträge 4.978 5.003 4.775 4.655 4.534 4.534
Konzessionsabgabe Energie- und Wasserversorung 3.757 3.752 3.625 3.505 3.384 3.384
Zinsen u. Verspätungszuschläge Gewerbesteuer 71 101 250 250 250 250
Auflösung von Pensions- u. Beihilferückstellungen 1.150 1.150 900 900 900 900

10  = Ordentliche Erträge 95.608 90.615 99.325 98.065 101.703 105.734
12  - Versorgungsaufwendungen 3.043 3.228 3.332 3.332 3.332 3.332
15  - Transferaufwendungen 34.895 34.951 33.980 33.896 35.056 36.598

Gewerbesteuerumlage 4.449 4.043 4.697 4.881 5.149 5.294
Kreisumlage 29.578 30.072 28.447 28.179 29.071 30.468
Krankenhausinvestitionsumlage 868 836 836 836 836 836

16  - Sonstige ordentliche Aufwendungen 0 0 150 150 150 150
17  = Ordentliche Aufwendungen 37.938 38.179 37.462 37.378 38.538 40.080
18  = Ergebnis lfd. Verwaltungstätigkeit 57.670 52.436 61.863 60.687 63.165 65.654
19  + Finanzerträge 10 10 0 0 0 0
20  - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 2.728 2.635 2.993 3.463 3.934 4.282
21  = Finanzergebnis -2.718 -2.625 -2.993 -3.463 -3.934 -4.282
22  = Ordentliches Ergebnis 54.952 49.811 58.870 57.224 59.231 61.372

nachrichtlich
Ergebnisplanung 2010-2013 55.772 57.139 60.084
Veränderung 3.098 85 -853

5,55% 0,15% -1,42%  
 
Anm.: Die Daten in der Spalte „Ergebnis 2009“ entsprechen den Ansätzen 
des Haushaltsplans 2009. 
 
Für 2011 ist gegenüber der bisherigen Finanzplanung mit +3,098 Mio. € o-
der +5,55 % eine Verbesserung des Ordentlichen Ergebnisses zu ver-
zeichnen. Gegenüber dem Vorjahr verbessert sich das Ordentliche Ergebnis 
des Bereichs 9 – Zentrale Finanzleistungen um 9,059 Mio. € oder 18,19 %. 
Ursächlich hierfür sind in erster Linie die wieder steigenden Gewerbesteuer-
erträge sowie die vorgeschlagenen Erhöhungen von Hebesätzen (vgl. Ab-
schnitt „Erträge“). Daneben kann nach den aktuellen Erkenntnissen auch 
mit höheren Schlüsselzuweisungen gerechnet werden. Diese Erkenntnisse 
fußen aber – wie nachfolgend noch erläutert - auf nicht ausreichend gesi-
cherten Daten.  
 
Die weitergehenden Prognosen erfolgten im wesentlichen auf der Basis der 
Orientierungsdaten des Landes für die Jahre 2011-2014 vom September 
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2010 und unter Berücksichtigung der Ergebnisse der regionalisierten Mai-
Steuerschätzung. Weitere Veränderungen im Zahlenwerk können sich durch 
die November-Steuerschätzung ergeben. 
 
Erträge 
 
Bei den Realsteuern wurden die Hebesätze für alle Steuerarten erhöht: 
 
• Grundsteuer A 210 v.H. (bislang 192 v.H.) 
• Grundsteuer B 420 v.H. (bislang 401 v.H.) 
• Gewerbesteuer 430 v.H. (bislang 403 v.H.) 
 
Die neuen Hebesätze für die Grundsteuer B und die Gewerbesteuer entspre-
chen damit der Empfehlung der Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) NRW, die 
sie als ein Zwischenergebnis aus der noch laufenden Prüfung der Stadt 
Rheine bekanntgegeben hat. Die Verwaltung schlägt darüber hinaus eine 
moderate Anpassung bei der Grundsteuer A vor. Die Anhebung der Hebe-
sätze dient der Umsetzung der vom Rat am 05.10.2010 beschlossenen Kon-
solidierungsziele. Auch im Fazit des Vorberichtes zum Haushaltsplan 2010 
ist der Hinweis zu finden, dass zwar für 2010 im Hinblick auf die wirtschaft-
liche Situation der Unternehmen und der Bürgerinnen und Bürger der Stadt 
auf eine Erhöhung der Hebesätze für die Realsteuern verzichtet wurde. Es 
ist aber gleichzeitig ausdrücklich darauf hingewiesen worden, dass eine sol-
che Steuererhöhung für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden kann. 
 
Die Hebesätze liegen damit im übrigen immer noch um einige Prozent-
punkte unter den bisherigen Hebesätzen vergleichbar großer Städte 
in Nordrhein-Westfalen (vgl. HFA-Vorlage Nr. 488/10 – Steuerkraftstatis-
tik 2009). 
 
Die Auswirkungen der Hebesatzanpassungen auf die Steuerpflichtigen las-
sen sich an folgenden Beispielen verdeutlichen. Ein mittlerer landwirtschaft-
licher Betrieb, der bisher 350 € Grundsteuer A zu entrichten hat, muss zu-
künftig knapp 33 € mehr zahlen. Bei einem typischen Einfamilienhaus ist 
mit einer Mehrbelastung von 15 – 20 € im Jahr für die Grundsteuer B zu 
rechnen. Die Erhöhung bei einem Mehrfamilienhaus mit 8 Wohnungen und 
bisher 750 € Grundsteuer B beträgt je Wohnung 4,45 € im Jahr bzw. 37 ct. 
pro Monat. Ein kleinerer Handwerksbetrieb mit bislang 2.000 € Gewerbe-
steuer hat zukünftig 134 € mehr zu zahlen. 
 
Die neuen Hebesätze erhöhen 2011 die Erträge aus der Grundsteuer A um 
13 T€ auf 150 T€, die Erträge aus der Grundsteuer B um 499 T€ auf 
11.024 T€ und die Erträge aus der Gewerbesteuer um 1.447 T€ auf 
28.447 T€. 
 
Hinzukommen auch noch Auswirkungen, die die Hebesatzerhöhungen auf 
den Finanzausgleich haben, insbesondere aufgrund der Abweichung zwi-
schen fiktivem und tatsächlichem Hebesatz. Hieraus ergeben sich weitere 
Mehrerträge: 

2011 2012 2013 2014 
60 T€ 1.165 T€ 346 T€ 352 T€
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Der zur Anpassung der Hebesätze notwendige Ratsbeschluss sollte als ei-
gene Hebesatzsatzung am 14.12.2010 unabhängig vom geplanten Be-
schluss der Haushaltssatzung im März 2011 gefasst werden. Dadurch könn-
te zusätzlicher Aufwand vermieden werden, da die dann notwendigen ca. 
30.000 Änderungsbescheide nicht erstellt und versandt werden müssten. 
 
Bei der Grundsteuer A entspricht der Ansatz dem Aufkommen der letzten 
beiden Jahre, angepasst an den neuen Hebesatz. Der aufgrund der Hebe-
satzanpassung erhöhte Ansatz für die Grundsteuer B ist entsprechend der 
Orientierungsdaten mit einer jährlichen Steigerungsrate von 2 % berechnet 
worden. 
 
Ausgehend von der augenblicklichen und bereits mehrfach in verschiedenen 
Gremien vorgestellten Ergebnisentwicklung für 2010 ist der Ertragsansatz 
aus der Gewerbesteuer unabhängig von der Hebesatzanpassung gegen-
über dem Vorjahresansatz um 4 Mio. € erhöht worden. Für die Folgejahre 
sind Steigerungsraten um 5 Prozent angenommen worden. 
 
Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurde auf der Grundlage 
der Mai-Steuerschätzung errechnet. Dies führt zu erheblich geringeren Er-
trägen als bisher angenommen (- 1,9 Mio €). 
 
Auch der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wurde auf der Grundlage 
der Mai-Steuerschätzung errechnet. Daraus ergeben sich gegenüber der 
bisherigen Finanzplanung geringe Mindererträge in Höhe von 9 T€. 
 
Für die Folgejahre wurde für beide Gemeindeanteile die sich aus den Orien-
tierungsdaten des Landes ergebende Entwicklungsprognose unterstellt. 
 
Der Ansatz für die Vergnügungssteuer konnte aufgrund der aktuellen Er-
tragsentwicklung um 20 T€ auf 450 T€ angehoben werden. 
 
Auch bei der Hundesteuer macht die aktuelle Ertragsentwicklung eine Er-
höhung des Ansatzes um 15 T€ möglich. Eine eventuelle erneute Überarbei-
tung der Hundesteuersatzung kann hier noch zu Veränderungen führen. 
Würde dem vorliegenden Antrag der Fraktion AFR gefolgt, käme es zu Meh-
rerträgen von knapp 10 T€. Bei einer Erhöhung der Hundesteuer für den 1. 
und 2. Hund entsprechend der Verwaltungsvorlage aus dem vergangenen 
Jahr ließen sich Mehrerträge von ca. 73 T€ erzielen. 
 
Die Kompensationszahlung für Verluste durch die Neuregelung des 
Familienleistungsausgleichs wird nicht im Einkommensteueranteil er-
fasst. Sie wird als Zuweisung an die Gemeinden weitergegeben. Für 2011 
hat das Land 645 Mio. € vorgesehen. Unter Anwendung der Schlüsselzahl 
für den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurde der Betrag von 
2,214 Mio. € ermittelt. Das ist ein Plus gegenüber der bisherigen Finanzpla-
nung von 25 T€. 
 
Die Vorausberechnung der Schlüsselzuweisung stellt sich in diesem Jahr 
als besonders schwierig dar. Aktuell liegen weder Eckdaten zum Gemeinde-
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finanzierungsgesetz (GFG) noch ein Gesetzesentwurf, geschweige denn eine 
Proberechnung vor. Nicht einmal die landesweiten Steuerkraftzahlen liegen 
vor. Dem Vernehmen nach sollen diese sich gegenüber dem Vorjahr um 
8,8 % verschlechtert haben. Die angegebenen Werte beruhen somit noch 
auf den Grundlagendaten des GFG 2010, teilweise unter Berücksichtigung 
der Steigerungssätze aus den aktuellen Orientierungsdaten. Lediglich die 
Steuerkraftzahlen der Stadt Rheine wurden auf der Grundlage der vorlie-
genden Daten ermittelt.  
 
Die Orientierungsdaten gehen außerdem in der Regel von der geltenden 
Rechtslage aus. Hiervon wurde bei den aktuellen Orientierungsdaten abge-
wichen, da die noch im Gesetzgebungsverfahren befindliche „Soforthilfe zur 
Verbesserung der Finanzausstattung der Gemeinden im Rahmen eines 
Nachtrages zum GFG 2010“ bereits berücksichtigt wurde und somit auch 
mit rund 300 Mio. € in der zu verteilenden Schlüsselmasse 2011 enthalten 
ist. Dagegen sind die geplante „Konsolidierungshilfe für besonders belastete 
Kommunen (Stärkungspakt Stadtfinanzen)“ sowie die „Ergebnisse der Ge-
meindefinanzkommission auf Bundesebene“ mangels konkreter Ausgestal-
tung bzw. Informationen noch nicht einbezogen worden. Auch die inzwi-
schen vorliegenden Handlungsempfehlungen aus dem sogenannten ifo-Gut-
achten „Analyse und Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs 
in Nordrhein-Westfalen“ konnten noch nicht berücksichtigt werden, da die 
Umsetzung noch durch die Landesregierung und den Landtag beraten und 
entschieden werden muss. 
 
Ab dem Haushaltsjahr 2012 enthalten die Steigerungsraten aus den Orien-
tierungsdaten bereits die pauschale Abfinanzierung des kommunalen Anteils 
nach dem sogenannten Konjunkturpaket II. 
 
Gegenüber den bisherigen Planungsannahmen im Haushaltsplan 2010 er-
höht sich die Schlüsselzuweisung für 2011 von 29,729 Mio. € um 1,785 Mio. 
€ auf 31,514 Mio. €. Angesichts der vorhergehenden Erläuterungen sind die 
berechneten Daten aber mit äußerster Vorsicht zu betrachten. 
 
Die Konzessionsabgabe ist noch der Unternehmensplanung 2010-2013 
der Energie- und Wasserversorgung Rheine GmbH entnommen worden und 
kann sich nach Überarbeitung der Unternehmensplanung ändern. 
 
Die Nachzahlungszinsen und Verspätungszuschläge (Erträge) sowie 
die Erstattungszinsen (Aufwendungen) im Bereich der Gewerbesteuer 
sind bislang nur als Saldo veranschlagt worden. Nunmehr sind sie getrennt 
in der Zeile 7 – Sonstige ordentliche Erträge und Zeile 16 – Sonstige or-
dentliche Aufwendungen ausgewiesen. Eine Änderung des Saldos ergibt sich 
nicht. 
 
Die Erträge aus der Auflösung von Pensions- und Beihilferückstel-
lungen mussten aufgrund neuer Erkenntnisse um 250 T€ reduziert werden. 
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Zwischenergebnis 
 
Insgesamt sind die Ordentlichen Erträge gegenüber den bisherigen Pla-
nungsannahmen um 4,704 Mio. € oder 4,97 % gestiegen. Gegenüber dem 
Vorjahr ist eine Verbesserung von rd. 8,71 Mio. € oder 9,61 % zu verzeich-
nen. 
 
 
Aufwendungen 
 
Die Versorgungsaufwendungen setzen sich zusammen aus der Umlage 
an die Westfälisch-Lippische Versorgungskasse und aus den Beihilfen an die 
Pensionsberechtigten. Beide Werte mussten aufgrund der aktuell vorliegen-
den Informationen erhöht werden. Insgesamt steigen die Aufwendungen 
gegenüber dem Vorjahr um 104 T€. 
 
Der höhere Ansatz bei der Gewerbesteuer führte auch zu einer Erhöhung 
der Gewerbesteuerumlage gegenüber dem Vorjahr um 654 T€ auf 
4,7 Mio. €. Die Hebesatzerhöhung schlägt hier aber nicht durch. 
 
Bei der Berechnung der Kreisumlage wurde ein Hebesatz von 34,5 % un-
terstellt, der bereits im Haushaltsplan 2010 für die Jahre 2011 bis 2013 ein-
geplant war. Die Ermittlung erfolgte damals unter der Annahme, dass es bei 
der bisherigen Regelung zur Beteiligung der Gemeinden an den Aufwendun-
gen für kommunale Leistungen im Rahmen der Umsetzung des SGB II (ab 
2011 = 50 %) bleibt. Ob sich die Kreisverwaltung im Kreistag mit ihrem 
Vorschlag durchsetzen kann, die Beteiligung der Gemeinden zu reduzieren, 
ist noch offen. Der Vorschlag würde unterm Strich zwar zu einer Entlastung 
des städtischen Haushaltes führen, hätte aber auch Auswirkungen auf die 
Kreisumlage. 
 
Auch bei einem Hebesatz von 34,5 % ergibt sich gegenüber den bisherigen 
Planungsannahmen aufgrund der höheren Schlüsselzuweisungen eine Stei-
gerung bei der Kreisumlage um 745 T€ bzw. 2,69 % auf dann 
28,447 Mio. €. 
 
Die Kämmerer aus dem Kreis Steinfurt sind über die Eckdaten des Kreis-
haushaltes am 07.10.2010 informiert worden. Dabei haben die Kreisvertre-
ter erklärt, dass die Städte und Gemeinden betragsmäßig über die Kreisum-
lage nicht höher belastet werden sollen als 2010. Um den gleichen Betrag 
wie im Vorjahr über die Kreisumlage zu finanzieren, sei wegen sinkender 
Umlagegrundlagen aber eine Erhöhung des Hebesatzes unvermeidlich. 
 
Die Stadt Rheine hat in 2010 eine Kreisumlage in Höhe von 30,072 Mio. € 
zu zahlen. Folgt der Kreistag dem Vorschlag der Kreisverwaltung, würden 
sich die Aufwendungen für die Kreisumlage um weitere 1,625 Mio. € 
erhöhen. 
 
Angesichts des in der Presse veröffentlichten Defizits des Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe (LWL) und der weiter steigenden Sozialhilfeaufwen-
dungen ist zu befürchten, dass sich die Umlage, die der Kreis an den 
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LWL zu zahlen hat, erhöhen wird. Der Kreis geht allerdings derzeit davon 
aus, dass der LWL aus dem Finanzausgleich ebenfalls höhere Schlüsselzu-
weisungen erhält. Zuzüglich eines eigenen Konsolidierungspaketes und der 
Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage werde erwartet, dass für 2011 
kein weiterer Betrag über die Landschaftsumlage zu zahlen sein wird. 
 
Die Krankenhausinvestitionsumlage ist unverändert auf der Basis der 
derzeitigen Festsetzungen eingeplant. 
 
An dieser Stelle ist noch ein Hinweis auf mögliche Belastungen aus der Be-
teiligung der Kommunen an den finanziellen Folgelasten des Landes 
aufgrund der Deutschen Einheit erforderlich. Nach dem Einheitslasten-
abrechnungsgesetz erfolgt die Abrechnung für 2009 im Jahr 2011 und wird 
nach einer vorläufigen Schätzung zu Rückforderungen des Landes gegen-
über den Kommunen in Höhe von rund 170 Mio. € führen. Absehbar ist, 
dass der vom Land geleistete pauschale Belastungsausgleich bei dieser Ab-
rechnung um mehr als 80 Mio. € höher sein wird als die auszugleichenden 
kommunalen Belastungen im Rahmen der Finanzausgleichssystematik.  
 
Die Landesregierung hat in einer gemeinsamen Erklärung mit den Kommu-
nalen Spitzenverbänden erklärt, auf Forderungen gegen die Kommunen so-
lange zu verzichten, bis eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs ü-
ber die Verfassungsmäßigkeit dieses Gesetzes vorliegt. Außerdem hat das 
Land zugesagt, die Forderungen für das Jahr 2009 zu stunden. Die Orien-
tierungsdaten enthalten deshalb eine Regelung, dass diese Forderungen 
nicht in den Haushaltsplanungen zu berücksichtigen sind, bis die Ab-
rechnungsbescheide für jede einzelne Kommune vorliegen. 
 
 
Zwischenergebnis 
 
Insgesamt haben sich die Ordentlichen Aufwendungen gegenüber den bis-
herigen Planungsannahmen um 1,51 Mio. € erhöht. Gegenüber dem Vorjahr 
ergibt sich aber eine Verbesserung von 717 T€ bzw. 1,88 %. 
 
Die Zinserträge und Zinsaufwendungen sind auf der aktuellen Basis und 
unter Berücksichtigung der notwendigen Liquiditätskredite sowie des Kre-
ditbedarfs aus dem bisherigen Investitionsplan fortgeschrieben worden. Hier 
sind nach endgültiger Festlegung der Eckdaten für den Investitionsplan noch 
Korrekturen erforderlich. 
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2. Die Budgets der Fach- und Sonderbereiche sind der nachstehenden Ge-
samtübersicht zu entnehmen. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Budgetübersicht
(Ordentliches Ergebnis ohne Interne Verrechnungen)

Fach-/Sonderbereich
0 Politische Gremien und Verwaltungsführung -2.873 -2.941 -2.940 -2.935 -2.985 -2.935
1 Bildung, Kultur und Sport -9.212 -8.791 -8.761 -8.599 -8.680 -8.667
2 Jugend, Familie und Soziales -24.522 -24.857 -26.461 -26.754 -26.792 -26.896
3 Recht und Ordnung -4.188 -4.262 -4.376 -4.367 -4.333 -4.333
4 Finanzen, Wohn u. Grundstücksmanagement 1.985 6.761 5.387 2.620 2.785 2.429
5 Planen und Bauen -25.284 -27.526 -27.639 -27.789 -28.023 -27.827
7 Interner Service -3.403 -3.343 -3.348 -3.324 -3.282 -3.282

Bahnflächen 27 14 14 56 0 0
Veränderung Personalaufwand 352 26 -408 -835
Gesamtbudget -67.470 -64.945 -67.772 -71.066 -71.718 -72.346

nachrichtlich
Ergebnisplanung 2010-2013 -67.668 -70.783 -71.187
Veränderung -104 -283 -531

-0,15% -0,40% -0,75%  
 
Es ist eine Budgetverminderung gegenüber den bisherigen Planungsannah-
men von 104 T€ oder 0,15 % zu verzeichnen. 
 
Die Veränderungen sind je Fach-/Sonderbereich einzeln nachgehalten und 
den anliegenden Einzelübersichten (Anlage 2) zu entnehmen. 
 
Ergänzende Anmerkungen: 
 
Die Folgen, die sich aus der vorübergehenden Übertragung der Träger-
schaft für die Berufskollegs auf den Kreis im städtischen Haushalt erge-
ben, sind hier noch nicht berücksichtigt, sollen aber kurzfristig geklärt sowie 
dann in den Haushaltsplanentwurf eingearbeitet werden. 
 
Auch die notwendigen Haushaltsmittel und entsprechenden Zuwendungen 
für die Umsetzung des Programmes „Soziale Stadt“ sind in dieser Eckda-
tenvorlage noch nicht enthalten. Vor Erhalt eines Bewilligungsbescheides 
steht nicht fest, ob und ggf. in welcher Höhe, in welchen Schritten und für 
welche Handlungsansätze eine Förderung erfolgt. Davon hängen aber wie-
derum die einzuplanenden Aufwendungen und Auszahlungen ab. Sobald ein 
Bewilligungsbescheid vorliegt, sollen die notwendigen Ansätze im weiteren 
Aufstellungs- und Beratungsverfahren in den Haushaltsplan eingearbeitet 
werden. Die Verwaltung geht zurzeit davon aus, dass dies noch rechtzeitig 
vor der Beschlussfassung des Haushaltsplanes 2011 erfolgen wird. 
 
Bei den Personalaufwendungen konnte (noch) keine produktscharfe Kalku-
lation und Zuordnung erfolgen. Die Gesamtpersonalaufwendungen für 
2011 wurden auf der Basis des voraussichtlichen Ergebnisses des laufenden 
Jahres, der vereinbarten Tariferhöhungen, einer Besoldungsanpassung für 
Beamte in Höhe von 1 % sowie unter Berücksichtigung der bereits jetzt 
feststehenden oder absehbaren Personalzu- und –abgänge ermittelt. Da-
nach werden unter den augenblicklichen Tarif- und Besoldungsstrukturen 
voraussichtlich 26,541 Mio. € benötigt; das sind 352 T€ weniger als im der-
zeitigen Finanzplan vorgesehen sind.  
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Der Minderaufwand beruht auf der Beendigung befristeter Beschäftigungs-
verhältnisse im Bereich der SGB II Leistungsgewährung, auf fluktuationsbe-
dingten Einsparungen aufgrund geringerer individueller Gehalts- bzw. Ver-
gütungsansprüche der betroffenen Personen und auf pauschalen Kürzungen 
für Stelleneinsparungen im Rahmen der Personalbedarfs- und Entwicklungs-
planung 2008 bis 2015 unter Anwendung des Stellen- und Personalkosten-
konsolierungskonzeptes. So sind in den Jahren 2011 eine Stelleneinspa-
rung, 2012 vier Stelleneinsparungen, 2013 eine Stelleneinsparung und 2014 
zwei Stelleneinsparungen berücksichtigt. Zusammen mit den im Zeitraum 
von 2008 - 2010 bereits realisierten 6,24 Stelleneinsparungen sollen bis 
einschließlich 2015 noch weitere 4 Stellen und damit insgesamt 18 Stellen 
im Planungszeitraum 2008 - 2015  eingespart werden. Die Auswirkungen 
auf die Personalaufwendungen sollen dann in den jeweiligen Jahren zeitnah 
dargestellt werden. 
 
Für die Jahre 2012 bis 2014 sind tarifliche Steigerungen bzw. Besol-
dungsanpassungen von je 2 % eingeplant. 
 
Die Abschreibungen für Anlagegüter und die korrespondierenden Erträge 
aus der Auflösung von Sonderposten beruhen noch auf den bisherigen 
Planwerten. Sie werden im Rahmen der Aufstellung des Haushaltsplanent-
wurfes überarbeitet.  
 
Für die städtischen Beteiligungen (Stadtwerke, Technische Betriebe etc.) 
liegen noch keine beschlossenen Wirtschaftspläne vor. Diesbezügliche Ände-
rungen sind deshalb in den obigen Werten noch nicht berücksichtigt.  
 

3. Das Jahresergebnis nach dem Ergebnisplan stellt sich wie folgt dar: 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Jahresergebnis -12.518 -15.134 -8.902 -13.842 -12.487 -10.974

nachrichtlich
Ergebnisplanung 2010-2013 -11.896 -13.644 -11.103
Veränderung 2.994 -198 -1.384

25,17% -1,45% -12,47%  
 
Gegenüber den bisherigen Planungsannahmen ergibt sich somit ein um 
2,994 Mio. € niedrigerer Fehlbedarf in Höhe von 8,902 Mio. €. 
 
Dabei ist der mögliche Mehraufwand für die von der Kreisverwaltung gefor-
derte Kreisumlage (1,625 Mio. €) noch nicht berücksichtigt. 
 
Hinzuweisen ist an dieser Stelle außerdem darauf, dass der Fehlbetrag 2011 
ohne die bereits im Haushaltsplan 2010 für 2011 eingeplanten Ausschüt-
tungen der Stadtsparkasse und der Stadtwerke um 3 Mio. € höher ausfallen 
würde. 
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II. Investitionsplan 
 

Im Teilinvestitionsplan 9 – Zentrale Finanzleistungen ist nur eine Einzahlung 
aus Investititonstätigkeit zu verzeichnen, die allgemeine Investitionspau-
schale. Der Ansatz von 1,863 Mio. € für 2011 basiert wie die Schlüsselzu-
weisungen nur auf eigenen Berechnungen und kann sich noch ändern. Ge-
genüber den bisherigen Planungsannahmen werden 270 T€ mehr erwartet. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€
Teil-Investitionsplan
Bereich 9 - Zentrale Finanzleistungen

Ein- und Auszahlungsarten
18  + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 1.731 1.701 1.863 1.809 1.866 1.943
23 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 1.731 1.701 1.863 1.809 1.866 1.943

nachrichtlich
Investitionsplanung 2010-2013 1.593 1.626 1.707
Veränderung 270 183 159

16,95% 11,25% 9,31%  
 

1. Die Investitionsbudgets der Fach- und Sonderbereiche sind der nach-
stehenden Gesamtübersicht zu entnehmen. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Budgetübersicht

Fach-/Sonderbereich
0 Politische Gremien und Verwaltungsführung -8 -4 -4 -4 -4 -4
1 Bildung, Kultur und Sport -772 -1.417 2.631 2.479 2.491 2.491
2 Jugend, Familie und Soziales -124 -66 -79 -55 -55 -55
3 Recht und Ordnung -270 -184 -230 -370 -560 -410
4 Finanzen, Wohn u. Grundstücksmanagement 5.709 3.225 4.398 4.894 5.521 5.793
5 Planen und Bauen -8.633 -2.710 -6.792 -6.340 -5.246 -4.818
7 Interner Service -193 -140 -140 -140 -140 -140

Bahnflächen -267 -1.458 -1.330 -2.306 2.400 0
Kaserne Gellendorf -97 -3 -33 -220 0 0
Gesamtbudget -4.655 -2.757 -1.579 -2.062 4.407 2.857

nachrichtlich
Investitionsplanung 2010-2013 -5.523 -5.387 -3.342
Veränderung 3.944 3.325 7.749

71,41% 61,72% 231,87%  
 
Die Veränderungen sind je Fach-/Sonderbereich einzeln nachgehalten und 
den anliegenden Einzelübersichten (Anlage 3) zu entnehmen.  
 

2. Nach einer Vorgabe des Landes ist die Schulpauschale zukünftig als in-
vestive Einzahlung zu veranschlagen (entsprechend der Anmerkung beim 
Ergebnisplan auch an dieser Stelle noch einschließlich des Betrages für die 
Berufskollegs). Sie vermindert damit in voller Höhe den Kreditbedarf, 
auch wenn sie wie in Rheine für konsumtive Zwecke verwandt wird und 
deshalb in der Planung sofort wieder im Ergebnisplan als Ertrag zu veran-
schlagen ist. Das führt dazu, dass sich rechnerisch nur noch im Jahr 2012 
ein Kreditbedarf ergibt. 
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Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Kreditbedarf 2.924 1.056 0 253 0 0

nachrichtlich
Investitionsplanung 2010-2013 3.930 3.761 1.635
Veränderung -3.930 -3.508 -1.635

-100,00% -93,27% -100,00%  
 

3. Die Tilgungsleistungen sind noch auf der aktuellen Basis und unter Be-
rücksichtigung des Kreditbedarfs aus dem bisherigen Investitionsplan fort-
geschrieben worden. Hier sind nach endgültiger Festlegung der Eckdaten für 
den Investitionsplan noch Korrekturen erforderlich. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2011 2009 2010 2011 2012 2013 2014

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
34 Tilgung von Darlehen 2.003 5.740 1.719 1.800 1.864 5.920

FB 2 (Ausgleichsabgabe Schwerbehinderte) 4 3 3 3 3 3
FB 5 (Holländer-Kaserne) 314 181 0 0 0 0
FB 8 (Kleingartenanlage Mesum) 2 2 2 0 0 0
SB 9 für Investitionen 1.683 1.599 1.714 1.797 1.861 1.861
SB 9 für Umschuldungen 3.955 0 0 0 4.056
Netto-Neuverschuldung 921 0 0 0 0 0

nachrichtlich
Investitionsplanung 2010-2013 2.857 566 0
Veränderung -2.857 -566 0

-100,00% -100,00%  
 
Bei der zugrundegelegten aktuellen Investitionsplanung könnte somit in al-
len Jahren nicht nur eine Netto-Neuverschuldung vermieden, sondern ein 
leichter Schuldenabbau ermöglicht werden. Die Aussage bezieht sich al-
lerdings nur auf Investitionskredite. Die notwendigen Liquiditätskredite (er-
warteter Bestand Ende 2011: 18,3 Mio. €, davon 6 Mio. € neue Liquiditäts-
kredite) bleiben bei dieser Betrachtung außen vor. 
 

III. Fazit 
 
Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise wirkt sich weiterhin massiv in der Er-
gebnis- und Finanzplanungsperiode 2011 bis 2014 aus. Wenn beispielsweise 
auch die Gewerbesteuererträge in 2010 erheblich über dem Ansatz liegen, bezie-
hen sich die Veränderungen auf ein sehr niedriges Niveau. Konnten 2008 noch 
28,5 Mio. € Gewerbesteuern vereinnahmt werden, so waren es 2009 nur noch 
21,2 Mio. € und auch der Ansatz für 2010 betrug nur knapp 23 Mio. €. 
 
Diese Situation führt dazu, dass das Ziel eines ausgeglichenen Haushaltes im ge-
samten Finanzplanungszeitraum auch weiterhin nicht erreicht werden kann. 
 
Die Gemeindeordnung NW sieht im § 76 die verpflichtende Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes u.a. dann vor, wenn in zwei aufeineranderfolgen-
den Haushaltsjahren geplant ist, den in der Schlussbilanz des Vorjahres auszu-
weisenden Ansatz der allgemeinen Rücklage jeweils um mehr als ein Zwanzigstel 
zu verringern. Für die Stadt Rheine liegt dieser Schwellenwert 2011 bei knapp 
15 Mio. € und 2014 unter Berücksichtigung der derzeitigen Planungen im Ergeb-
nisplan nur noch bei 13 Mio. €. Ohne die vorgeschlagenen Hebesatzanpas-
sungen werden diese Schwellenwerte in den Jahren 2012 und 2013 ü-
berschritten.  
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Wir werden auch in den kommenden Jahren auf eine Inanspruchnahme der All-
gemeinen Rücklage zum Haushaltsausgleich angewiesen sein und somit den Ver-
zehr des Eigenkapitals fortsetzen. Die GPA hat in ihrem Zwischenbericht darauf 
hingewiesen, dass das Eigenkapital bei einem jährlichen Fehlbetrag von  
ca. -13 Mio. € in ungefähr 20 Jahren aufgezehrt sein wird. Damit wäre dann der 
Tatbestand der Überschuldung erfüllt. Dies hätte zur Folge, dass zusätzlich zu 
einem Haushaltssicherungskonzept auch ein sogenannter Sanierungsplan mit 
Maßnahmen für einen Eigenkapitalaufbau aufzustellen wäre. Es ist also weiterhin 
erforderlich, sämtliche Konsoliderungsmöglichkeiten aufzuspüren und auszu-
schöpfen. Nur so kann verhindert werden, dass die zukünftigen Generationen 
nicht noch stärker belastet werden. 
 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1 – Gesamtübersicht Ergebnisplan 
Anlage 2 – Änderungen Fachbereiche Ergebnisplan 
Anlage 3 – Änderungen Fachbereiche Investitionsplan 
 
 
 


